
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 81/14 B 
 
L 6 R 174/12 (Bayerisches LSG) 
S 15 R 2828/09 (SG München) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Mai 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r     

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayeri-

schen Landessozialgerichts vom 28. Januar 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Bayerische LSG hat mit Urteil vom 28.1.2014 einen Anspruch des Klägers auf höhere Al-

tersrente unter Berücksichtigung weiterer Anrechnungszeiten wegen Ausbildung verneint. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem genannten Urteil ist 

unzulässig. Seine Begründung vom 1.3.2014 genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil 

der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung nicht ordnungs-

gemäß dargelegt worden ist (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese 

Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen 

der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht (§ 160a 

Abs 2 S 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin (1) eine konkrete Rechtsfrage, 

(2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungs-

erheblichkeit) und (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) aufzeigen (vgl zum Ganzen BSG vom 25.9.2002, 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung 

nicht ansatzweise gerecht. 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Kläger 

hat bereits keine abstrakt-generelle, aus sich heraus verständliche Rechtsfrage im vorgenann-

ten Sinne gestellt. Die Formulierung einer solchen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit 

das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann 

(Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX, RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag 

des Klägers daraufhin zu analysieren, ob sich aus ihm evtl eine entsprechende Rechtsfrage 

herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). Im Kern seines Vorbringens wen-

det sich der Kläger vielmehr gegen die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der angegriffe-

nen Berufungsentscheidung, die allerdings mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gerügt 

werden kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Ebenso wenig reicht die Ausbreitung der eige-

nen Rechtsansicht zur Darlegung einer grundsätzlichen Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 

SGG aus. Erforderlich ist die Auswertung und die inhaltliche Auseinandersetzung mit bereits 

ergangener höchstrichterlicher Rechtsprechung zu dem aufgeworfenen Problemkreis (ua mit 

den vom Kläger selbst erwähnten Senatsurteilen vom 13.1.2008 - B 13 R 77/07 R - und 
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19.4.2011 - B 13 R 55/10 R) und die substantiierte Darlegung, dass und aus welchen Gründen 

weiterer Klärungsbedarf bestehen soll. Auch hieran fehlt es.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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